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stellg/min/uvm-wg3.doc

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften 

Sehr geehrter Herr Bühler, 

für die Übersendung des Entwurfs der Wassergesetz-Novelle 2003 und die damit verbundene Möglichkeit, hierzu Stellung zu nehmen, bedanken wir uns. 

Der Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg (LNV) gibt die nachfolgende Stellungnahme auch im Namen der anerkannten Naturschutzverbände AG Die NaturFreunde, Landesjagdverband, Landesfischereiverband, Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Schwäbischer Albverein und Schwarzwaldverein ab, die diese Stellungnahme mittragen.
Für die Berücksichtigung unserer Wünsche und Anregungen wären wir dankbar. 

An dem Erörterungstermin am 30.04.03 werde ich selbst teilnehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Anke Trube

- Geschäftsführerin -






Anlage: LNV-Stellungnahme

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
wasserrechtlicher Vorschriften

Stellungnahme des Landesnaturschutzverbandes

vom 10.04.2003

Teil I: Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der EU in Landesrecht

Der LNV begrüßt, dass das Land die fristgerechte Umsetzung der EU-Richtlinie anstrebt. Dies war in der Vergangenheit nicht bei allen EU-Richtlinien der Fall. Mit dem Grundsatz, lediglich die zwingend erforderlichen Regelungen zu übernehmen („1:1“-Umsetzung), würde sich das Land jedoch eine Chance vergeben, die umfassende und integrierende Idee der WRRL aufzugreifen und für Baden-Württemberg auszugestalten.  

zu § 3a Absatz 1 Satz 1

Die Formulierung „ ... die Bewirtschaftung der Gewässer soll durch ökonomisch wirkende Maßnahmen gefördert werden“ wird von uns als unverständlich und irreführend abgelehnt. Eine gesetzlich vorgeschriebene Pflicht zur Steigerung der Gewässerbewirtschaftung kann kein Ziel im Sinne der Nachhaltigkeit sein. 

Die WRRL schreibt dagegen vor (Artikel 9): „Die Mitgliedstaaten berücksichtigen unter Einbeziehung der wirtschaftlichen Analyse gemäß Anhang III und insbesondere unter Zugrundelegung des Verusacherprinzips den Grundsatz der Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen einschließlich umwelt- und ressourcenbezogener Kosten.“ Dieses Anliegen der WRRL wird mit dem derzeitigen Wortlaut nicht erfüllt, sondern verfälscht.

Ferner bitten wir den Grundsatz „Die Gewässer sind nach Maßgabe des § 1a Abs 1 WHG ...“ zu ergänzen um „ Die Gewässer einschließlich der direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete...“, da sich dieser neue umfassendere Gewässerbegriff mit seiner Verankerung im baden-württembergischen Gesetz sicher schneller im Bewusstsein der Bevölkerung und Verwaltung durchsetzt, als dies mit dem Querverweis auf das WHG der Fall wäre.

zu § 3e Information und Anhörung der Öffentlichkeit bei der Erstellung des Bewirtschaftungsplanes (zu § 36 b Abs. 2 und 5 WHG)
Die WRRL gibt in ihrem Artikel 14 vor: „Die Mitgliedstaaten fördern die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere an der Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne für die Einzugsgebiete. ...“

Mit der gesetzlichen Verankerung lediglich einer Anhörung und diese ausschließlich zu Bewirtschaftungsplänen können wir uns nicht einverstanden erklären. Die WRRL spricht ausdrücklich von einer Beteiligung, die auch so im WG verankert werden sollte. Ferner sollten unbedingt auch die Maßnahmenprogramme zum Erreichen eines guten ökologischen und chemischen Zustands bei Oberflächengewässern bzw. eines guten chemischen und mengenmäßigen Zustands bei Grundwasser öffentlich diskutiert werden, zumindest aber den nach § 29 BNatSchG (alte Fassung) anerkannten Naturschutzverbänden sowie sonstigen Betroffenen und Interessierten eine Beteiligung ermöglicht und Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Das Maßnahmenprogramm ist zwar Teil der Bewirtschaftungspläne, aber nur als Zusammenfassung (Anhang VII i.V.m. Artikel 13 der WRRL).

Wir bitten um eine entsprechende Verankerung der Beteiligungs- und Anhörungsrechte. 

Ausnahmen von Bewirtschaftungszielen (§ 3g Abs. 3)

Sowohl im WHG (§ 25 d Abs 1 und §33a Abs. 4) als auch im Entwurf der WG-Novelle finden sich Formulierungen, die vortäuschen, dass Ausnahmen von den strengen Bewirtschaftungszielen der WRRL (dort Artikel 4 Abs 5) einfach durchzusetzen seien. 

Der LNV hält dies nicht für sinnvoll. Es besteht die Gefahr jahrelanger Diskussionen und Nachfragen seitens der Gemeinden und Wassernutzer. Diese Diskussionen können vermieden werden, wenn die „sowohl als auch“-Bedingungen der WRRL als solche in das WG BW übernommen werden. Bereits das WHG weicht hiervon ab, was rechtlich nicht zulässig ist. 

Sanktionen

Die WRRL schreibt in ihrem Artikel 23 fest, dass Sanktionen für Verstöße gegen die Umsetzung der WRRL erlassen werden müssen, die wirksam, angemessen und abschreckend sein sollen. Der LNV kann eine solche rechtliche Festlegung in der Novelle des WG nicht entdecken und bittet um Nachbesserung. 

Anlage zu § 17a Abs 3 (Entgelt für Wasserentnahmen) 

Nachdem die WRRL in Artikel 9 das Verursacherprinzip und den Grundsatz der Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen einschließlich umwelt- und ressourcenbezogener Kosten verlangt, ist mit Änderungen der bisherigen Kostensätze zu rechnen. Der LNV bittet um Prüfung, ob es vor diesem Hintergrund sinnvoll ist, die Entgelte in einem Gesetz zu verankern. Eine Festlegung in einer Verordnung ließe Änderungen schneller und bei weniger Verwaltungsaufwand zu. 

Verschlechterungsverbot nach Artikel 1 und 4 der WRRL, § 25a, 33a WHG

Das Verschlechterungsverbot und die Pflicht, es umgehend zu beachten, fehlen in der Novelle und müssen ergänzt werden. Eine entsprechender Einschränkung ist auch bei wasserrechtlichen Genehmigungen, Bewilligungen und Erlaubnissen einzufügen.

Gewässerentwicklungspläne § 68a WG

Gewässerentwicklungspläne stellen vor Ort die konkreten Planungen zur Umsetzung der Ziele der WRRL dar. Ihre Mindestinhalte sollten daher an die Bestimmungen der WRRL angepasst werden. 

Bislang fehlten im WG Zeitvorgaben, die nun durch die WRRL vorgegeben werden und daher für die Erstellung und Umsetzung von Gewässerentwicklungsplänen 
übernommen und gesetzlich verankert werden sollten. 

Im übrigen gilt auch hier, dass die von der WRRL vorgesehenen Sanktionen, etwa bei Nichterstellen oder Nichtumsetzung von Gewässerentwicklungsplänen - im Entwurf der Novelle zum WG BW bislang noch fehlen (s.o.) und nachzutragen sind.

Teil II: rechtliche Grundlagen für einen zukunftsweisenden Hochwasserschutz

§ 77 Überschwemmungsgebiete 

Der LNV begrüßt es außerordentlich, dass Überschwemmungsgebiete künftig nicht mehr förmlich ausgewiesen werden müssen, sondern per Gesetz gelten. Allerdings macht die geplante nachfolgende Einschränkung (§ 78a, s.u.) der umfassenden Ausnahmemöglichkeit diesen rechtlichen Ansatz gleich wieder zunichte. 

Das Umbruchverbot von Grünland (§ 77 Abs 2) sollte ebenso wie das Anlegen oder Entfernen von Bäumen oder Sträuchern (§ 78) nicht nur in HQ10-Gebieten (sog. 
Überschwemmungskerngebieten), sondern im gesamten ÜSG (HQ100) gelten! Insofern ist eine Unterteilung in Überschwemmungskernbereich und Überschwemmungsgebiet entbehrlich.

§ 78a Bauleitplanung und Überschwemmungsgebiete 

Der LNV bittet dringend darum, diesen Absatz wieder zu streichen und Ausnahmen vom Bauverbot in ÜSG (HQ100) strikt von einer wasserbehördlichen Genehmigung abhängig zu machen, zu der dann auch die anerkannten Naturschutzverbände anzuhören sind. Ein „Benehmen mit der Wasserbehörde“ reicht keinesfalls aus, um die Kommunen künftig zu mehr Vernunft zu bewegen, was den Verzicht auf Bebauung von Überschwemmungsgebieten anbelangt. Es darf nicht sein, dass die Kommunen weiterhin über Ausnahmen selbst entscheiden dürfen. Dies ist ja gerade die Ursache für die steigenden Hochwasserschäden! 

zu Absatz 1 Nr. 1. Wenn es tatsächlich keine zumutbaren anderen Siedlungsentwicklungen gibt, hat die Gemeinde ihre flächenmäßigen Möglichkeiten ausgeschöpft und sollte sich spätestens dann auf innerörtliches qualitatives Wachstum konzentrieren. 

zu Nr. 2, 3 und 4: Mit der Bebauung findet immer ein Verlust an Retentionsfläche statt, Ober- und Unterlieger haben immer nachteilige Auswirkungen zu erwarten, auch wenn dies rechnerisch im Einzelfall nicht immer nachgewiesen werden kann. Andernfalls würde eine Bebauung bereits heute unterlassen. Die Praxis zeigt jedoch das Gegenteil. 

Gleiches gilt für außer Kraft Treten der Rechtswirkungen der §§ 77 Abs. 1 und 2, 78. Ausnahmen dürfen nur aufgrund ausdrücklicher wasserrechtlicher Genehmigung erfolgen. Das Benehmen mit der Wasserbehörde reicht keinesfalls aus. Ausweisungen wider besseres Wissen haben bereits bis heute zu volkswirtschaftlichen Schäden und persönlichem Leid in Millionenhöhe geführt. Warum will das UVM diese Unvernunft weiter fortsetzen?

In diesem Zusammenhang sollte auch ein Verschlechterungsverbot eintreten insofern, als in Artikel 2 (Übergangsvorschriften, S. 23 des Entwurfs) auf Absatz 4 verzichtet wird, wo es heißt: „Die §§ 77 Abs. 1 und 2, 78 gelten nicht für Fläche, die in einem bei Inkrafttreten des Gesetzes genehmigten Flächennutzungsplan als Bauflächen dargestellt sind.“ Flächennutzungspläne sind dem Einzelnen gegenüber nicht verbindlich! Insofern entsteht auch keine Schadensersatzpflicht, wenn eine dargestellte Baufläche nicht als solche genutzt wird. Die Flächennutzungspläne sollten unbedingt auf existierende Überschwemmungsgebiete nach dem neuen WG hin überprüft und abgeändert werden. 

§ 80 Hochwassergefährdete Gebiete im Innenbereich 

In Absatz 1 sollte in Satz 2 ergänzt werden „Die hochwassergefährdeten Gebiete werden fachtechnisch flurstücksgenau abgegrenzt ...“. Anders ist keine Rechtssicherheit bei Verstoß von z.B. Gemeinden gegen die neuen gesetzlichen Vorschriften zu erreichen. Die Wasserbehörden müssten also rechtlich ermächtigt werden, diese Flurstücksgrenzen nach bestem Wissen und Gewissen festzulegen.

In Absatz 3 dürfte vermutlich ein Fehler unterlaufen sein, wenn es dort heißt „In hochwassergefährdeten Gebieten im Innenbereich gelten die Bestimmungen des 
§ 10 Abs. 4 der Anlagenverordnung wassergefährdender Stoffe (VAwS) vom 11. Februar 1994 entsprechend. “ Es sollte besser „in der jeweils gültigen Fassung“ heißen, zumal die VO bereits drei Änderungen erfuhr. 

Artikel 2 Übergangsvorschriften

Die Rechtsfolgen in Überschwemmungsgebieten nach § 77 Abs 1 Nr. 2 erst eintreten zu lassen, wenn eine entsprechende Karte ausliegt, also von der Bereitstellung von Personal und Geld abhängig zu machen, wird nach unserer Meinung eine Verzögerung der Kartenerstellung zur Folge haben, um wirtschaftlichen Interessen den Vorrang einzuräumen. 

Der LNV lehnt diese Übergangsvorschrift daher ab und fordert ein Verschlechterungsverbot, d.h. ohne Existenz solcher Hochwassergefahrenkarten ist auf neue Flächennutzungspläne und Baugebiete, auch auf solche Baugebiete, die aus einem Flächennutzungsplan entwickelt werden, zu verzichten. Nur so kann eine (fiskalische und personelle) Lenkung in Richtung zügiger Erstellung der Hochwassergefahrenkarten erfolgen. 

Absatz 4 ist ersatzlos zu streichen. Genehmigte Flächennutzungspläne wurden meist nicht unter Berücksichtigung von Hochwassergesichtspunkten genehmigt. Da sie keine Verbindlichkeit dem Einzelnen gegenüber entwickeln, besteht kein Grund, sie nicht nochmals unter diesem Gesichtspunkt überprüfen und ggf. ändern zu lassen.

Teil III: Sonstiges

Seit der letzten Novellierung des Wassergesetzes hat sich gezeigt, dass weiterer Änderungsbedarf über die im vorgelegten Entwurf bereits berücksichtigten Änderungen besteht. Dieser Bedarf ist aus Sicht des LNV folgender (genauere Begründungen können nachgeliefert werden): 

1. Verankerung der Anhörungsrechte im WG (neuer § im WG)

Die anerkannten Naturschutzverbände bitten darum, dass ihre bisherigen Anhörungsrechte einschließlich des sog. Weiser-Erlasses (24.05.84, Az 72-3450) sowie die unten gewünschten neuen Rechte direkt im Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) verankert werden. Diese Verankerung würde der Regelung im Naturschutzrecht entsprechen. Wir berufen uns auf das Schrieben von Minister Müller vom 14. Juli 1999 (Az 51-8960.20/19), worin er dem LNV mitteilt, dass er einer möglichst weitreichenden Beteiligung der Natur- und Umweltschutzverbände grundsätzlich positiv gegenüber stehe.

1.1 Antragsunterlagen und Entscheidungen mit Rücksicht auf das Ehrenamt bitte künftig zusenden 

1.2 Ein generelles Anhörungsrecht bei der Vorbereitung von Verordnungen und anderen im Range unter dem Gesetz stehenden Rechtsvorschriften der für Wasserrecht zuständigen Behörden 

Die Formulierung entspricht der des §29 BNatSchG alte bzw. § 60 neue Fassung. 

1.3 Ein Devolutivrecht des LNV für Fälle der Änderung oder Aufhebung oder Befreiung von Schutzgebietsverordnungen nach Wasserrecht. 

Dies würde dem § 63 Abs. 2 NatSchG mit einer Erweiterung entsprechen. Im übrigen könnte mit einem gesetzlich verankerten Anhörungsrecht eine Teil-Klarstellung des oft missinterpretierten Weiser-Erlasses für die Beteiligungsrechte bei Wasserschutzgebiete und Quellenschutzgebiete erfolgen. 

1.4 Anhörungsrechte bei der Ausweisung, Änderung oder Aufhebung von Gewässerrandstreifen 

1.5 Anhörungsrechte für die genehmigungsfreien Vorhaben der Verlegung von Wasser- und Abwasserleitungen

2. Einschränkung des gewerblichen Kanuverleihs (Gemeingebrauch/Anlieger-rechte; bisher §§ 26-28 WG)

Der LNV bittet um eine Ergänzung (unterstrichen markiert) des §27 WG zum Anliegergebrauch etwa wie folgt: „Die Anlieger und die Hinterlieger dürfen öffentliche Gewässer ohne Erlaubnis oder Bewilligung nach Maßgabe des §24 Abs 1 Satz 1 und Abs. 3 WHG (alt) und vorbehaltlich des §28 Abs 1 und 2 benutzen (Anliegergebrauch), wenn dadurch keine signifikanten nachteiligen Wirkungen auf den Zustand des Gewässers zu erwarten sind. Dieser Anliegergebrauch gilt nicht für gewerblichen Kanuverleih, der stets einer Erlaubnis bedarf.“ 

... oder des § 28 Abs. 3 WG wie folgt: „Soweit es ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist, kann die Wasserbehörde das Fahren mit kleinen Fahrzeugen mit eigener Triebkraft als Gemeingebrauch zulassen. Gewerblicher Verleih von Wasserfahrzeugen aller Art zählt nicht zum Gemeingebrauch und bedarf einer behördlichen Erlaubnis.“
Im Freizeitbereich nehmen die Überlastungen von Flussabschnitten insbesondere durch zunehmenden gewerblichen Kanubetrieb zu. Die meisten gewerblichen Kanuverleihe befinden sich auf Gründstücken direkt am Gewässer, das befahren werden soll. § 24 Abs 1 WHG sieht jedoch für Eigentümer oder durch ihn Berechtigten nur dann eine erlaubnisfreie Benutzung des Gewässers vor, wenn dies zum „eigenen Bedarf“ geschieht. Das ist im Falle gewerblichen Kanuverleihs sicher nicht der Fall, so dass diese aus Sicht des LNV eine wasserrechtliche Genehmigung für den betreffenden Fluss benötigen. Dies sollte im WG klargestellt werden. Für mobile Kanuverleiher ist zu prüfen, ob das Betretungs- oder Zufahrtrecht zu Ufergrundstücken in ähnlicher Weise erlaubnispflichtig ist oder gemacht werden kann. 

3. Verbesserung der Ökologie und Gewässermorphologie der Oberflächengewässer

3.1 Verankerung der Ziele des Arten- und Biotopschutzes (bisher § 3a WG)

In § 3a WG muss auch der Schutz der wasserabhängigen Landökosysteme nach § 1a WHG eingefügt werden.

In diesem Zusammenhang bitten wir auch um Überprüfung, ob Neudrainagen im Rahmen des WG verboten und eine Verpflichtung zur Entfernung nicht mehr benötigter Altdrainagen festgeschrieben werden kann. 

3.2 Ausweisung von Gewässerrandstreifen (bisher § 68b WG) von beiderseitig mindestens 10 m bzw. 20 m Breite 

Die Ausweisung sollte auch innerorts – wo die aktuelle Bebauung dies noch zulässt -  gelten und ein Zeithorizont zum Umsetzung vorgegeben werden. 

Die Breite sollte beiderseitig mindestens 10 m betragen, an entsprechenden Stellen aber deutlich mehr. In Anlehnung an die Empfehlungen der LAWA sollte in § 68 b (2) ein Satz wie folgt eingefügt werden. „An Gewässern mit einer Mittelwasserbreite von mehr als zehn Metern umfassen die Gewässerrandsstreifen die an das Gewässer landseits der Böschungsoberkante angrenzenden Bereiche in einer Mindestbreite von 20 Metern.“ Ähnlich der Abgrenzung von Überschwemmungsgebieten sollte die Breite flexibel gehandhabt und so den örtlichen Notwendigkeiten angepasst werden. Insbesondere soll auch der Aufkauf von Gewässerrandstreifen über 10 m Breite unbedingt möglich sein. 

3.3 Einschränkung des Schwallbetriebs (bisher § 35 WG), Genehmigungspflicht einführen.

3.4 Mindestwasserführung (bisher § 35a WG) strenger fassen und mit einer Pflicht zur beiderseitigen Durchgängigkeit koppeln

4. Verbesserung der chemischen und physikalischen Wasserqualität 

4.1 Ausweisung von Gewässerrandstreifen von beiderseitig mindestens 10 m bzw. 20 m Breite (auch innerorts!; siehe 3.2)

4.2 Verbot des Düngemitteleinsatzes (mineralisch wie organisch und Kunstdünger) und Verbot des Pestizideinsatzes innerhalb von Gewässerrandstreifen (bisher § 68b WG)

4.3. Verbot des Pestizideinsatzes in Überschwemmungsgebieten (bisher § 78 WG) 

4.4 Einschränken des Einleitens von „unschädlichem“ Abwasser (bisher § 26 WG) 

4.5 Einführung flächendeckender Messungen der Wassertemperatur und der Konzentration hormonell wirksamer Stoffe im Gewässer

4.6 Pflicht der Kommunen und Straßenbauverwaltung zur Trennung von Oberflächenwasser und echtem Schmutzwasser 

4.7 Verbot des Einleitens von Streusalz in Gewässer

4.8 Festlegung eines Grenzwerts für das Verhältnis von Klärwassermenge bzw. Schmutzfracht zu Eigenwasserführung des Vorfluters.

4.9 Einführung eines Verschlechterungsverbots für die Wasserqualität von Oberflächengewässern

5. Grundwasser/Trinkwasser

5.1 Gesetzlichen Vorrang der Nutzung ortsnaher Trinkwasservorkommen (bisher § 43 WG) vor Fremdwasserbezug stärken

Weil in Baden-Württemberg Vollzugsdefizite und eine Entwicklung in die falsche Richtung zu beobachten sind, bitten wir dringend, die strengere Regelung des neuen § 1a (3) WHG in die Grundsätze des WG aufzunehmen. 

5.2 Verbot der Nutzung von altem Tiefengrundwasser 

Durch das hohe Alter von Tiefengrundwasser und den entsprechenden Regenerationszeiten von Hunderten bis Tausenden von Jahren ist eine Reparatur von Verunreinigungen praktisch ausgeschlossen. Nachhaltigkeitsgrundsätze verbieten künftig die Nutzung von altem Tiefengrundwasser, zumal junges Grundwasser in ausreichenden Mengen zur Verfügung steht. Nur so ist auch das Verschlechterungsverbot der WRRL umzusetzen.

6 Konkretisierung der Pflicht zur Durchführung von Gewässerschauen 

Im Sinne einer Besichtigung und Besprechung von Zustand, Nutzungen, Einleitungen, Belastungen, Sanierungsnotwendigkeiten usw. und erreichen eines guten ökologischen Zustands von Gewässerabschnitten sollten Gewässerschauen unter Beteiligung der Naturschutzverbände, der Wasserbehörden und der sonstigen Öffentlichkeit und in regelmäßigen Abständen stattfinden. Die EU-WRRL sieht eine solche Öffentlichkeitsbeteiligung etwa bei Bewirtschaftungsplänen ohnehin vor (Art. 14 WRRL). Insbesondere die örtlichen Angelvereine haben gute Ortskenntnisse und können konstruktiv zu den Gewässerschauen beitragen. Auf diese Kenntnisse sollte nicht verzichtet werden!

Die Zuständigkeit kann bei den Gemeinden verbleiben. Allerdings sollten diese verpflichtet werden, Gewässerschauen mindestens alle 5 Jahre durchzuführen und die unteren Wasserbehörden, die Gewässerdirektion, Naturschutzverbände, Naturschutzverwaltung, Fischereiberechtigte, Anlieger etc. hierzu einzuladen. Den Teilnehmern sollte anschließend eine Niederschrift zugesandt werden. 

___________________________________________________________________________________________________

Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e.V., anerkannter Naturschutzverband nach § 29 BNatSchG

Olgastr. 19
e-mail: info@lnv-bw.de
Nahverkehrsanschluß

70182 Stuttgart
Internet: http://www.lnv-bw.de
Stadtbahnhaltestelle Olgaeck

Tel.: 0711/248955-20
Landesbank Baden-Württemberg
3 Stationen ab Hauptbahnhof

Fax:  0711/248955-30
Konto Nr. 2 039 990, BLZ 600501 01
mit U5, U6 oder U7
Seite 2 

